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Kolloquium zum Europarecht 
 

Fall 2 

Familienzusammenführung – damals und heute 

1. A ist Staatsangehörige eines Nichtmitgliedstaats der EU. Sie wendet sich gegen die auslän-
derrechtliche Auferlegung einer Wartezeit (Erfordernis eines achtjährigen Aufenthalts des be-
reits in der Bundesrepublik lebenden Ehepartners sowie dreijährige Ehebestandszeit) für einen 
Nachzug zu ihrem im Bundesgebiet lebenden Ehemann. Nach erfolglosem Beschreiten des 
Rechtswegs erhebt sie Verfassungsbeschwerde und rügt dabei eine Verletzung von Art. 6 
Abs. 1 GG.  

Wie wird das BVerfG entscheiden?  

Bearbeitervermerk:  

Gehen Sie davon aus, dass die Wartezeit einfachgesetzlich zulässig ist.  

2. Der Rat der EU erlässt in formell ordnungsgemäßer Weise eine Richtlinie betr. das Recht auf 
Familienzusammenführung. Die Richtlinie, die insbes. auf Art. 63 Nr. 3 lit. a EGV gestützt ist, 
legt die Bedingungen für die Ausübung des Rechts auf Familienzusammenführung durch Dritt-
staatsangehörige, die sich rechtmäßig im Gebiet der Mitgliedstaaten aufhalten, fest.  

Das EP hält Art. 4 Abs. 1 letzter Unterabsatz bzw. Abs. 6 der RL, wonach ein Mitgliedstaat bei 
einem Kind über 12 Jahre, welches unabhängig vom Rest seiner Familie ankommt, prüfen 
kann, ob es ein zum Zeitpunkt der Umsetzung der Richtlinie in seinen nationalen Rechtsvor-
schriften vorgesehenes Integrationskriterium erfüllt, bevor er ihm die Einreise und den Aufent-
halt gestattet, bzw. wonach die Mitgliedstaaten im Rahmen einer Ausnahmeregelung verlangen 
können, dass die Anträge betreffend die Familienzusammenführung minderjähriger Kinder ge-
mäß den im Zeitpunkt der Umsetzung der Richtlinie geltenden nationalen Rechtsvorschriften 
vor Vollendung des fünfzehnten Lebensjahres gestellt werden, für rechtswidrig. Diese Vorschrif-
ten verstießen gegen das Recht auf Achtung des Familienlebens gemäß Art. 8 EMRK sowie 
gegen das Diskriminierungsverbot aus Art. 14 EMRK.  

Gleiches gelte für Art. 8 der RL, wonach die Mitgliedstaaten verlangen dürfen, dass sich der 
Zusammenführende während eines Zeitraums, der zwei Jahre nicht überschreiten darf, recht-
mäßig in ihrem Hoheitsgebiet aufgehalten hat, bevor seine Familienangehörigen ihm nachrei-
sen. Abweichend davon kann ein Mitgliedstaat eine Wartefrist von höchstens drei Jahren zwi-
schen der Stellung eines Antrags auf Familienzusammenführung und der Ausstellung eines 
Aufenthaltstitels an Familienangehörige vorsehen, wenn sein bei Annahme der Richtlinie gel-
tendes nationales Recht seine Aufnahmefähigkeit berücksichtigt.  

http://www.jura.uos.de/institut/eur/Publik-PS.html
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Das Parlament erhebt Klage zum EuGH. Wie wird der Gerichtshof entscheiden?  
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